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Häusliche Krankenpflege-Richtlinie 

§ 9 Sonderregelungen im Zusammenhang mit der COVID-19-Epidemie  

(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen 
Ausbruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemeinsame 
Bundesausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner 
Geschäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahmen von 
den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des 
Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz der 
Einrichtungen der Krankenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich sind: 

1. Die Regelung nach § 3 Absatz 5 Satz 2, wonach rückwirkende Verordnungen grundsätzlich 
nicht zulässig und Ausnahmefälle besonders zu begründen sind, findet nur auf 
Erstverordnungen Anwendung. Bei Folgeverordnungen sind rückwirkende Verordnungen 
für bis zu 14 Tage ab dem Datum der Ausstellung zulässig, wenn aufgrund der Ausbreitung 
von COVID-19 eine vorherige Verordnung durch die Vertragsärztin oder den Vertragsarzt 
zur Sicherung einer Anschlussversorgung nicht möglich war.  

2. Die Regelungen nach § 5 Absatz 2, wonach bei Folgeverordnungen für eine längere Dauer 
die Notwendigkeit begründet werden muss und die Folgeverordnung in den letzten drei 
Arbeitstagen vor Ablauf des verordneten Zeitraums auszustellen ist, werden ausgesetzt. 

3.  § 6 Absatz 6 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass die 3-Tage-Frist zur Vorlage der Verordnung 
bei der Krankenkasse auf eine 10-Tage-Frist erweitert wird. 

4. Folgeverordnungen können auch nach telefonischer Anamnese ausgestellt und von der 
Vertragsärztin oder vom Vertragsarzt postalisch an die oder den Versicherten übermittelt 
werden, sofern bereits zuvor aufgrund der selben Erkrankung eine unmittelbare 
persönliche Untersuchung durch die verordnende Vertragsärztin oder den verordnenden 
Vertragsarzt erfolgt ist.  

Diese Ausnahmeregelungen gelten, sofern die Verordnung von einer Vertragsärztin oder 
einem Vertragsarzt mit Sitz in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf 
Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der 
Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

5.  Abweichend von der Regelung nach § 1 Absatz 2 zu den Orten, an denen ein Anspruch 
auf häusliche Krankenpflege besteht, können Leistungen der psychiatrischen häuslichen 
Krankenpflege gemäß § 4 in Verbindung mit Nummer 27a der Leistungsbeschreibung 
unter Einsatz datenschutzkonformer Anwendungen und mit Einwilligung der Patientin 
oder des Patienten auch per Video erbracht werden, sofern eine persönliche 
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Leistungserbringung aufgrund der aktuellen Pandemielage nicht erfolgen kann und die 
Leistung insbesondere zur Bewältigung einer akuten Krisensituation oder zur Vermeidung 
einer Verschlimmerung der psychischen Gesundheit aufgrund einer 
Leistungsunterbrechung erforderlich ist. Diese Ausnahmeregelung nach Nummer 5 gilt, 
sofern der Sitz des Leistungserbringers in einem der jeweils durch gesonderten 
Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete liegt oder 
sich der Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

(2) Auf Grundlage von § 1 Absatz 2 Satz 2 SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungs-
verordnung gilt die Regelung nach § 7 Absatz 5 Satz 1 mit folgenden Maßgaben: 

1.  Der Zeitraum von 7 Kalendertagen wird auf einen Zeitraum von bis zu 14 Kalendertagen 
erweitert.  

2.  Die unmittelbare Erforderlichkeit kann sich auch aus dem Umstand einer Vermeidung des 
zusätzlichen Aufsuchens einer Arztpraxis ergeben. 

Diese Regelung tritt an dem Tag außer Kraft, an dem § 1 Absatz 2 Satz 2 SARS-CoV-2-
Arzneimittelversorgungsverordnung außer Kraft tritt. 
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Spezialisierte Ambulante Palliativversorgungs-Richtlinie 

§ 9 Sonderregelungen im Zusammenhang mit der COVID-19-Epidemie  

(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen 
Ausbruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemeinsame 
Bundesausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner 
Geschäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahme von 
den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des 
Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz der 
Einrichtungen der Krankenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich ist: Die 
Regelung nach § 8 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass die 3 Tage-Frist zur Vorlage der 
Verordnung bei der Krankenkasse auf eine 10-Tage-Frist erweitert wird. Diese 
Ausnahmeregelung gilt, sofern die Verordnung von einer Vertragsärztin oder einem 
Vertragsarzt mit Sitz in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf 
Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der 
Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

(2) Auf Grundlage von § 1 Absatz 2 Satz 2 SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungs-
verordnung gilt die Regelung nach § 7 Absatz 1 Satz 3 mit der Maßgabe, dass der Zeitraum von 
7 Kalendertagen auf einen Zeitraum von bis zu 14 Kalendertagen erweitert wird. Diese 
Regelung tritt an dem Tag außer Kraft, an dem § 1 Absatz 2 Satz 2 SARS-CoV-2-Arzneimittelver-
sorgungsverordnung außer Kraft tritt. 
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Soziotherapie-Richtlinie 

§ 10 Sonderregelung im Zusammenhang mit der COVID-19-Epidemie  

(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen 
Ausbruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemeinsame 
Bundesausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner 
Geschäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahmen von 
den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des 
Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz der 
Einrichtungen der Krankenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich sind:  

1.  Die Regelung nach § 9 Absatz 3 gilt mit der Maßgabe, dass die 3-Tage-Frist zur Vorlage 
der Verordnung bei der Krankenkasse auf eine 10-Tage-Frist erweitert wird. Diese 
Ausnahmeregelung gilt, sofern die Verordnung von einer Vertragsärztin oder einem 
Vertragsarzt mit Sitz in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf 
Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der 
Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

2. Ergänzend zu den Regelungen nach § 1 Absatz 5 und § 3 zur Arbeit im sozialen Umfeld, 
zum Zusammenwirken mit der Patientin oder dem Patienten sowie zur gegebenenfalls 
auch aufsuchenden Hilfe in Krisensituationen können Leistungsbestandteile unter Einsatz 
datenschutzkonformer Anwendungen und mit Einwilligung der Patientin oder des 
Patienten auch per Video erbracht werden, sofern eine persönliche Leistungserbringung 
aufgrund der aktuellen Pandemielage nicht erfolgen kann und die Leistung insbesondere 
für die Hilfe in einer Krisensituation oder zur Vermeidung einer Verschlimmerung der 
somatischen oder psychischen Gesundheit erforderlich ist. Diese Ausnahmeregelung 
nach Nummer 2 gilt, sofern der Sitz des Leistungserbringers in einem der jeweils durch 
gesonderten Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten 
Gebiete liegt oder sich der Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser 
Gebiete befindet. 

(2) Auf Grundlage von § 1 Absatz 2 Satz 2 SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungs-
verordnung gilt die Regelung nach § 4a mit folgenden Maßgaben: 

1. Der Zeitraum von 7 Kalendertagen wird auf einen Zeitraum von bis zu 14 Kalendertagen 
erweitert.  

2. Die unmittelbare Erforderlichkeit kann sich auch aus dem Umstand einer Vermeidung des 
zusätzlichen Aufsuchens einer Arztpraxis ergeben. 

Diese Regelung tritt an dem Tag außer Kraft, an dem § 1 Absatz 2 Satz 2 SARS-CoV-2-
Arzneimittelversorgungsverordnung außer Kraft tritt.  
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Hilfsmittel-Richtlinie 

§ 11a Sonderregelung im Zusammenhang mit der COVID-19-Epidemie  

(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen 
Ausbruchgeschehens kann aufgrund des SARS-CoV-2-Virus der Gemeinsame 
Bundesausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner 
Geschäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahme von 
den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des 
Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz der 
Einrichtungen der Krankenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich ist: 
Folgeverordnungen für zum Verbrauch bestimmte Hilfsmittel sowie Zubehörteile oder 
Ersatzbeschaffungen für Hilfsmittel, die nicht zum Verbrauch bestimmt sind, mit Ausnahme 
für Seh- und Hörhilfen, können auch nach telefonischer Anamnese ausgestellt und von der 
Vertragsärztin oder vom Vertragsarzt postalisch an die oder den Versicherten übermittelt 
werden, sofern bereits zuvor aufgrund der selben Erkrankung eine unmittelbare persönliche 
Untersuchung durch die verordnende Vertragsärztin oder den verordnenden Vertragsarzt 
erfolgt ist. Diese Ausnahmeregelung gilt, sofern die Verordnung von einer Vertragsärztin oder 
einem Vertragsarzt mit Sitz in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf 
Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der 
Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

(2) Auf Grundlage von § 1 Absatz 2 Satz 2 SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungs-
verordnung gilt die Regelung nach § 6a mit folgenden Maßgaben: 

1. Der Zeitraum von 7 Kalendertagen wird auf einen Zeitraum von bis zu 14 Kalendertagen 
erweitert.  

2. Die unmittelbare Erforderlichkeit kann sich auch aus dem Umstand einer Vermeidung 
des zusätzlichen Aufsuchens einer Arztpraxis ergeben. 

Diese Regelung tritt an dem Tag außer Kraft, an dem § 1 Absatz 2 Satz 2 SARS-CoV-2-
Arzneimittelversorgungsverordnung außer Kraft tritt.  



Überblick über die COVID-Sonderregelungen in Richtlinien des G-BA zu Veranlassten 
Leistungen und Feststellung der Arbeitsunfähigkeit – Textauszüge aus den Richtlinien 

Servicedokument – Die rechtsverbindlichen Details inklusive der Geltungsdauer sind den 
Beschlüssen zu entnehmen. 

Stand: 18.03.2021  

 

6 

Heilmittel-Richtlinie  

§ 2a Sonderregelung im Zusammenhang mit der COVID-19-Epidemie  

(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen 
Ausbruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemeinsame 
Bundesausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner 
Geschäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahmen von 
den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des 
Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz der 
Einrichtungen der Krankenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich sind:  

1. Erneute Verordnungen können auch nach telefonischer Anamnese ausgestellt und von der 
Vertragsärztin oder vom Vertragsarzt postalisch an die oder den Versicherten übermittelt 
werden, sofern bereits zuvor aufgrund der selben Erkrankung eine unmittelbare 
persönliche Untersuchung und Verordnung durch die verordnende Vertragsärztin oder 
den verordnenden Vertragsarzt erfolgt ist. Diese Regelung gilt nur für Verordnungen, die 
innerhalb der jeweiligen zeitlichen Befristung der Ausnahme ausgestellt werden. Diese 
Ausnahmeregelung gilt, sofern die Verordnung von einer Vertragsärztin oder einem 
Vertragsarzt mit Sitz in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf 
Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der 
Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

2. Die Regelung nach § 16 Absatz 3, wonach Verordnungen ihre Gültigkeit verlieren, wenn 
die Behandlung länger als 14 Kalendertage unterbrochen wird, wird für den Zeitraum 
ausgesetzt, für den der regionale Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO 
gilt. Nach dem Ende des Geltungszeitraums des regionalen Ausnahmebeschlusses beginnt 
die 14-Tage-Frist erneut.  

3. Sofern die Behandlungen aus therapeutischer Sicht auch im Rahmen einer 
telemedizinischen Leistung (Videobehandlung) stattfinden können, ist dies, in 
Abweichung zu den Regelungen in § 11 zum Ort der Leistungserbringung, unter Einsatz 
datenschutzkonformer Anwendungen und mit Einwilligung der Patientin oder des 
Patienten für die nachfolgend aufgeführten Heilmittel möglich, sofern eine persönliche 
Leistungserbringung aufgrund der aktuellen Pandemielage nicht erfolgen kann und die 
Leistung insbesondere zur Vermeidung einer Verschlimmerung der Gesundheit 
erforderlich ist:  

- Stimm-, Sprech- Sprachtherapie mit Ausnahme der Schlucktherapie, 

- Ergotherapie, 
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- Physiotherapie für die Übungsbehandlung gemäß § 19 Absatz 3 Nummer 1a, für die 
allgemeine Krankengymnastik (KG und KG-Atemtherapie) gemäß § 19 Absatz 3 
Nummer 3a sowie für die Krankengymnastik-Mukoviszidose gemäß § 19 Absatz 3 
Nummer 3c 

- Ernährungstherapie. 

Diese Ausnahmeregelungen nach Nummer 2 und 3 gelten, sofern die Praxis der zugelassenen 
Heilmittelerbringerin oder des zugelassenen Heilmittelerbringers, in der die 
Heilmittelbehandlung erfolgt, in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss 
auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete liegt oder sich der Wohnort der oder 
des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

(2) Auf Grundlage von § 1 Absatz 2 Satz 2 SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungs-
verordnung gilt die Regelung nach § 16a mit folgenden Maßgaben: 

1. Der Zeitraum von 7 Kalendertagen nach § 16a Absatz 1 Satz 1 wird auf einen Zeitraum von 
bis zu 14 Kalendertagen sowie der Zeitraum von 12-Kalendertagen nach § 16a Absatz 3 
Satz 1 auf einen Zeitraum von 21- Kalendertagen erweitert. 

2. Die unmittelbare Erforderlichkeit kann sich auch aus dem Umstand einer Vermeidung des 
zusätzlichen Aufsuchens einer Arztpraxis ergeben. 

Diese Regelung tritt an dem Tag außer Kraft, an dem § 1 Absatz 2 Satz 2 SARS-CoV-2-
Arzneimittelversorgungsverordnung außer Kraft tritt. 
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Heilmittel-Richtlinie Zahnärzte  

§ 2a  Sonderregelung im Zusammenhang mit der COVID-19-Epidemie  

(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen 
Ausbruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemeinsame 
Bundesausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner 
Geschäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahmen von 
den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des 
Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz der 
Einrichtungen der Krankenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich sind: 

1. Erneute Verordnungen können auch nach telefonischer Anamnese ausgestellt und von 
der Vertragszahnärztin oder vom Vertragszahnarzt postalisch an die oder den 
Versicherten übermittelt werden, sofern bereits zuvor aufgrund der selben Erkrankung 
eine unmittelbare persönliche Untersuchung und Verordnung durch die verordnende 
Vertragszahnärztin oder den verordnenden Vertragszahnarzt erfolgt ist. Diese Regelung 
gilt nur für Verordnungen, die innerhalb der jeweiligen zeitlichen Befristung der 
Ausnahme ausgestellt werden. Diese Ausnahmeregelung gilt, sofern die Verordnung 
von einer Vertragszahnärztin oder einem Vertragszahnarzt mit Sitz in einem der jeweils 
durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO 
festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der Wohnort der oder des 
Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

2. Die Regelung nach § 15 Absatz 3, wonach Verordnungen ihre Gültigkeit verlieren, wenn 
die Behandlung länger als 14 Kalendertage unterbrochen wird, wird für den Zeitraum 
ausgesetzt, für den der regionale Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a 
GO gilt. Nach dem Ende des Geltungszeitraums des regionalen Ausnahmebeschlusses 
beginnt die 14-Tage-Frist erneut. 

3. Sofern die Behandlungen aus therapeutischer Sicht auch im Rahmen einer 
telemedizinischen Leistung (Videobehandlung) stattfinden können, ist dies, in 
Abweichung zu den Regelungen in § 9 zum Ort der Leistungserbringung, unter Einsatz 
datenschutzkonformer Anwendungen und mit Einwilligung der Patientin oder des 
Patienten für die nachfolgend aufgeführten Heilmittel möglich, sofern eine persönliche 
Leistungserbringung aufgrund der aktuellen Pandemielage nicht erfolgen kann und die 
Leistung insbesondere zur Vermeidung einer Verschlimmerung der Gesundheit 
erforderlich ist:  

- Sprech-, Sprach- und Schlucktherapie. 
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Diese Ausnahmeregelungen nach Nummer 2 und 3 gelten, sofern die Praxis der zugelassenen 
Heilmittelerbringerin oder des zugelassenen Heilmittelerbringers, in der die 
Heilmittelbehandlung erfolgt, in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss 
auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete liegt oder sich der Wohnort der oder 
des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 
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Krankentransport-Richtlinie  

§ 11 Sonderregelungen im Zusammenhang mit der COVID-19-Epidemie  

(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen 
Ausbruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemeinsame 
Bundesausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner 
Geschäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahmen von 
den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des 
Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz der 
Einrichtungen der Krankenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich sind: 

1. Die Regelung nach § 6 Absatz 3 Satz 1, wonach Krankentransporte zur ambulanten 
Behandlung der vorherigen Genehmigung durch die Krankenkasse bedürfen, findet für 
Krankentransportfahrten zu nicht aufschiebbaren zwingend notwendigen ambulanten 
Behandlungen von nachweislich an COVID-19-Erkrankten oder von Versicherten, die 
aufgrund einer behördlichen Anordnung unter Quarantäne stehen, keine Anwendung. 
Entsprechende Krankentransporte sind damit genehmigungsfrei. Die Verordnung nach 
§ 2 ist entsprechend zu kennzeichnen. 

2. Verordnungen von Krankentransporten nach § 6 und Krankenfahrten nach den §§ 7 und 
8 können auch nach telefonischer Anamnese ausgestellt und von der Vertragsärztin oder 
vom Vertragsarzt postalisch an einen in der Arztpraxis bekannten Versicherten 
übermittelt werden, sofern sich die verordnende Vertragsärztin oder der verordnende 
Vertragsarzt vom Zustand des Versicherten durch eingehende telefonische Befragung 
überzeugt hat.  

Diese Ausnahmeregelungen gelten, sofern die Verordnung von einer Vertragsärztin oder 
einem Vertragsarzt mit Sitz in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf 
Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der 
Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

(2) Die Ausnahme gemäß Absatz 1 Nummer 1 gilt abweichend von Absatz 1 Satz 1 
bundesweit, wenn und solange der Deutsche Bundestag gemäß § 5 Absatz 1 des 
Infektionsschutzgesetzes eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat.  
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Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie 

§ 8 Sonderregelung im Zusammenhang mit der COVID-19-Epidemie 

(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen 
Ausbruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemeinsame 
Bundesausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner 
Geschäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahme von 
den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des 
Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz der 
Einrichtungen der Krankenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich ist: Die 
Feststellung der Arbeitsunfähigkeit bei Versicherten mit Erkrankungen der oberen Atemwege, 
die keine schwere Symptomatik vorweisen, darf für einen Zeitraum von bis zu 7 Kalendertagen 
auch nach telefonischer Anamnese und zwar im Wege der persönlichen ärztlichen 
Überzeugung vom Zustand der oder des Versicherten durch eingehende telefonische 
Befragung erfolgen; das Fortdauern der Arbeitsunfähigkeit kann im Wege der telefonischen 
Anamnese einmalig für einen weiteren Zeitraum von bis zu 7 Kalendertagen festgestellt 
werden. Diese Ausnahmeregelung gilt, sofern die Verordnung von einer Vertragsärztin oder 
einem Vertragsarzt mit Sitz in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf 
Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der 
Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

(1a)  Abweichend von Absatz 1 gilt die dort geregelte Ausnahme bis zum 30. Juni 2021 
bundesweit. 

(2) Auf Grundlage von § 1 Absatz 2 Satz 2 SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungs-
verordnung gilt § 4a mit der Maßgabe, dass der Zeitraum von 7-Kalendertagen auf einen 
Zeitraum von bis zu 14-Kalendertagen erweitert wird und dass sich die unmittelbare 
Erforderlichkeit auch aus dem Umstand einer Vermeidung des zusätzlichen Aufsuchens einer 
Arztpraxis ergeben kann. Diese Regelung tritt an dem Tag außer Kraft, an dem § 1 Absatz 2 
Satz 2 SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungsverordnung außer Kraft tritt.  
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